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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 55/11 B 
 
L 12 R 890/05 (Thüringer LSG) 
S 11 RA 3751/04 (SG Gotha) 
 
 
 
…………………………………… , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. Februar 2012 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 16. März 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.3.2011 hat das Thüringer LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststellung 

der Zeit vom 23.7.1974 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersversor-

gung der technischen Intelligenz (AVItech) einschließlich der dabei erzielten Arbeitsentgelte 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensmängel geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit - wie vorliegend - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

gerügt werden, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: 

(1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer 
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bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich feh-

lerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt 

aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können 

(BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a 

RdNr 55). Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hat "entsprechend seines Schriftsatzes vom 8. März 2011" in der mündlichen Ver-

handlung vor dem LSG beantragt, 

 "den Zeugen L.            Schubert hinsichtlich seines Aufgabenbereichs als Beigeordneter 
und der dafür erforderlichen Qualifikation zu vernehmen." 

 

Berücksichtigt man diese Formulierung sowie den Schriftsatz vom 8.3.2011, der die ladungsfä-

hige Anschrift des Zeugen enthält und der seinerseits wegen des Beweisthemas (§ 118 Abs 1 

S 1 SGG iVm § 359 Nr 1 ZPO) auf den Schriftsatz vom 8.2.2011 verweist, so hat der Kläger zu-

sammenfassend behauptet und unter Zeugenbeweis gestellt, dass für seinen Aufgabenbereich 

als Beigeordneter eine ingenieurtechnische Qualifikation erforderlich gewesen sei. Hierzu führt 

die Beschwerdebegründung (auf S 4 im 6. Absatz) jedoch selbst aus, das Berufungsgericht ha-

be gerade als wahr unterstellt, "dass für die ausgeübte Tätigkeit des Klägers als 1. Beigeordne-

ter die Kenntnisse als Ingenieur notwendig gewesen seien". Hat das LSG den behaupteten 

Sachverhalt aber als gegeben unterstellt, so musste es den entsprechenden Beweisantrag 

übergehen, weil das mutmaßliche Beweisergebnis aus seiner Sicht nicht 

entscheidungserheblich war. Auf der unterbliebenen Beweiserhebung zur sachlichen 

Voraussetzung könnte das angefochtene Urteil folglich nur beruhen, wenn das 

Berufungsgericht seine eigene Wahrunterstellung missachtet hätte (vgl dazu BVerwG 

Beschluss vom 27.4.1999 - 6 B 26/99 - Juris RdNr 6). Dies behauptet die 

Beschwerdebegründung indes nicht. Sie legt im Übrigen auch nicht dar, dass das LSG 

- ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - sowohl die persönlichen als auch die 

betrieblichen Erfordernisse für eine fiktive Einbeziehung in die AVItech bejaht hat und deshalb 

bei weiterer Beweiserhebung zu der Frage, ob der Kläger als Beigeordneter der Gemeinde 

D.              auch einen "schwerpunktmäßigen Bezug zum Produktionsprozess" gehabt habe, zu 

einem günstigeren Ergebnis für den Kläger gelangt wäre. 

 

Der parallel erhobenen Gehörsrüge (§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG) kommt demgegenüber 

keine eigenständige Bedeutung zu. Denn mit ihr macht der Kläger im Kern ebenfalls 

mangelhafte Sachaufklärung geltend. Zwar kann der Anspruch auf rechtliches Gehör verletzt 

sein, wenn die Nichtberücksichtigung eines Beweisantrags im Prozessrecht keine Stütze mehr 
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findet (vgl BVerfG <Kammer> Beschlüsse vom 24.10.2007 - BVerfGK 12, 346, 350 f, vom 

18.1.2008, NVwZ 2008, 669, 670 und vom 20.2.2008 - NVwZ 2008, 780, jeweils mwN). 

Allerdings dürfen auch in diesen Fällen die besonderen gesetzlichen Anforderungen an die 

Sachaufklärungsrüge durch ein Ausweichen auf die Gehörsrüge nicht umgangen werden 

(Senatsbeschluss vom 22.10.2008 - B 5 KN 1/06 B - Juris RdNr 15; BSG SozR 4-1500 § 160 

Nr 18 RdNr 6, 9). Andernfalls liefen die Beschränkungen, die § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG für 

die Sachaufklärungsrüge normiert, im Ergebnis leer (BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 12 RdNr 7). 

Deshalb hängt die Zulässigkeit der Beschwerde ausschließlich von den Voraussetzungen der 

Sachaufklärungsrüge ab. Den sich daraus ergebenden Erfordernissen wird die 

Beschwerdebegründung - wie dargestellt - nicht gerecht. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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